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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Kroll-Schlüter, Lampersbach, 
Braun, Frau Stommel und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2321 - 


betr. Situation deutscher Drogenabhängiger im Ausland 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 15. Oktober 1974 - 014 - KA 7 - 46 - im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister des Auswärtigen und dem 
Bundesminister des Innern die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet; 

Die sensationelle Berichterstattung über Einzelfälle drogen- 
abhängiger Jugendlicher, die in den Ländern, weiche von der 
Kleinen Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion als „Rausch- 
giftstraße" apostrophiert werden, in Schwierigkeiten geraten 
sind, hat wiederholt den Eindruck erweckt, als handele es sich 
um ein schwerwiegendes Problem, dem eine große Zahl junger 
Bürger unseres Landes zum Opfer fallen. Die hohen Strafen 
für Rauschdrogenbesitz und -handel, welche in einigen dieser 
Reiseländer ausgesprochen worden sind, haben diesen Eindruck 
noch verstärkt. Buchveröffentlichungen, die sich jeweils nur auf 
einzelne Fälle beziehen, trugen ihrerseits dazu bei, ein ver- 
wirrend falsches Bild der tatsächlichen Verhältnisse zu zeichnen. 
Der Ständige Arbeitskreis der Drogenbeauftragten des Bundes 
und der Länder hat in bisher 16 Sitzungen jeweils einen um- 
fassenden Informationsaustausch durchgeführt, ohne daß dabei 
die Situation drogenabhängiger junger Deutscher im Ausland 
als gewichtiges Sonderproblem aufgetaucht ist. Das gilt auch 
für die Ressortbesprechungen zwischen den beteiligten Bundes- 
ministerien. 

Die Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren ebenso der 
Gesamtverband für Suchtkrankenhilfe im diakonischen Werk 
der Evangelischen Kirche und der Deutsche Caritasverband, 
Referat Suchtkrankenhilfe, kennen nur Einzelfälle, die teilweise 
schon Jahre zurückliegen. Als wichtiges Teilproblem ist der an- 
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gesprochene Komplex bei diesen Dachverbänden nicht in Er- 
scheinung getreten. 

Berichte über direkte Hilfen auf privater Basis etwa in Kath- 
mandu wirken in ihrer Außendarstellung übertrieben. Es ist ein- 
sichtig, daß am Endpunkt derartiger „Drogenreisen" sich die- 
jenigen sammeln müssen, die, wann immer sie auch auf die 
Reise gegangen sind, wegen ihrer Drogenabhängigkeit dort ge- 
blieben sind. Dabei handelt es sich naturgemäß um besonders 
schwere Erkrankungsfälle, was wiederum erklärt, weshalb sie 
jene Dramatik besitzen, die für Buchveröffentlichungen und 
solche in illustrierten Zeitschriften unerläßlich ist. 

Die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion bezieht 
sich auf eine Zeitungsmeldung, in der von Schätzungen gespro- 
chen wird und die bereits aus dem Juni 1973 datiert. Von der 
New York Times wird darin angenommen, daß sich 10 000 
„Travellers" auf einem „Drogentrip" entlang der „Rauschgift- 
straße" befinden, darunter auch zahlreiche junge Deutsche. In 
der Begründung dieser Anfrage wird aufgrund der genannten 
Pressemeldungen gefolgert, daß viele der dorthin reisenden 
jungen Deutschen „innerhalb kurzer Zeit in eine Abhängigkeit 
von Rauschmittein und Drogen" geraten, „die nicht selten zum 
Tode, immer aber zu schweren gesundheitlichen Schäden führt". 
Die Bundesregierung hat bislang zur Frage der Drogengefähr- 
dung eines Teils der jungen Menschen in unserem Lande eine 
Große Anfrage, Bundestagsdrucksache 7/620 vom 24. Mai 1973, 
sowie vier Kleine Anfragen (Bundestagsdrucksachen VI/ 1040, 
VI/2474, VI/3000, VI/3174) beantwortet. Sie hat darüber hinaus 
zahlreiche mündliche Fragen beantwortet und sich jeweils be- 
müht, über den engen Fragenbereich hinaus die Sachverhalte 
umfassend darzustellen. 


1. Wie viele deutsche Staatsbürger befinden sich nach den Er- 
kenntnissen der Bundesregierung jeweils auf einem „Drogen- 
trip" entlang der „Rauschgiftstraße"? 

Der Bundesregierung kann nicht bekannt sein, wie viele deut- 
sche Staatsbürger sich jeweils auf einem „Drogentrip" entlang 
der sogenannten „Rauschgiftstraße" befinden, weil dazu eine 
Registrierung des grenzüberschreitenden Reiseverkehrs einge- 
führt werden müßte, die nach dem Motiv der Reise in eines der 
von der Anfrage angesprochenen Länder fragt. Eine derartige 
Befragung und Registrierung ist nach der grundgesetzlich ver- 
brieften Freizügigkeit der Bundesbürger unvertretbar, sie ist 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung über die Zahl der 
jugendlichen Reisenden in die Türkei, nach Afghanistan, Indien 
und Nepal, die hier besonders angesprochen worden sind, auch 
unbegründbar. 

Um dem Informationsbedürfnis der Fragesteller im größtmög- 
lichen Umfang nachzukommen, wurde durch das Auswärtige 
Amt eine Befragung der zwölf Auslandsvertretungen der Bun- 
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desrepublik Deutschland in den angesprochenen Ländern durch- 
geführt. Daraus ergibt sich, daß diese nur in Ausnahmefällen 
direkten Kontakt mit deutschen Reisenden bekommen, nämlich 
dann, wenn sich diese in einer Notlage befinden und entweder 
deshalb oder aus anderem Grund bei der Vertretung vorspre- 
chen. Angaben über die Anzahl deutscher Staatsangehöriger auf 
einem „Drogentrip" sind nicht möglich. Aus Schätzungen der 
befragten Landesvertretungen ergibt sich mit dem entsprechen- 
den Vorbehalt für einen Halbjahreszeitraum die Zahl von etwa 
500 Personen, die sich „drogeninteressiert" auf die Reise be- 
geben haben könnten. Selbst im „Hippie-Paradies" Nepal vari- 
iert die Zahl jugendlicher Deutscher je nach Jahreszeit nur zwi- 
schen 70 und 200, von denen nach Angaben der Vertretung die 
Hälfte in Folge Rauschgiftmißbrauchs drogengefährdet oder be- 
reits abhängig seien. Nach derselben Auskunft scheint ausge- 
sprochene Drogenabhängigkeit jedoch nur in wenigen Fällen 
vorzuliegen. 


2. Wie viele deutsche Staatsbürger sind bei diesem „Drogentrip" 
in den vergangenen Jahren umgekommen oder gesundheitlich 
schwer geschädigt worden? 

Den befragten Auslandsvertretungen sind bislang zehn Fälle be- 
kanntgeworden, in denen der Tod von Deutschen durch Drogen- 
mißbrauch zumindest mitverursacht worden sein dürfte. Ob und 
in welchem Umfang Deutsche durch Drogenmißbrauch gesund- 
heitlich geschädigt worden sind, ließ sich nicht ermitteln, da 
eine stationäre Behandlung in aller Regel wegen anderer Er- 
krankungen erfolgt und die Erkrankten im allgemeinen schon 
vor ihrer völligen Genesung weiter- oder zurückreisen. 


3. Wie viele deutsche Staatsbürger sind von diesem „Drogentrip" 
auf Kosten der Bundesregierung in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zurückgeführt worden? Welche Hilfen wurden diesen deut- 
schen Staatsbürgern sonst zuteil? Welche Kosten sind dadurch 
dem deutschen Steuerzahler entstanden? Welche Kosten wurden 
nicht zurückerstattet? 

Ergänzend zu der Befragung deutscher Auslandsvertretungen 
wurde eine Umfrage bei den überörtlichen Trägern der Sozial- 
hilfe durchgeführt, da bei Haftstrafen bis zu zwei Monaten die 
Hilfe nach dem Konsulargesetz, bei längerer Haft nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz, gewährt wird. 


Die Auslandsvertretungen teilten mit, daß genaue Zahlenan- 
gaben nicht möglich seien, weil nicht unterschieden werden 
könne, ob sich ein Deutscher, der um Hilfe nachsucht, als Tourist 
im Land aufhält oder ob er wegen bestimmter Rauschdrogen 
unterwegs ist. Schätzungsweise sind bisher 350 Deutsche mit 
amtlichen Mitteln heimgeführt worden, bei denen es sich um 
„Drogengeschädigte" gehandelt haben könnte. Diese Zahl wird 
vom Auswärtigen Amt gemessen an der Gesamtzahl aller mit 
Hilfe der Auslandsvertretungen Zurückgeführten als gering an- 
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gesehen. Der finanzielle Gesamtaufwand für diese Rückführun- 
gen dürfte annähernd 180 000 DM betragen haben. Dieser Betrag 
schließt kurzzeitige Aufenthaltskosten bis zur Heimreise mit 
ein. Da diese Fälle nicht getrennt von den übrigen Unterstüt- 
zungsfällen behandelt werden können, sind Angaben über die 
Höhe der Erstattungsbeträge, deren Einziehung dem Bundes- 
verwaltungsamt obliegt, nicht möglich. 

Die Umfrage bei den überörtlichen Trägern der Sozialhilfe er- 
gab, daß 1973/74 insgesamt lediglich drei Deutsche im ange- 
sprochenen Ausland betreut worden sind, deren Hilfsbedürftig- 
keit im Zusammenhang mit einer Verurteilung wegen Drogen- 
besitzes oder -Schmuggels stand. Diese drei Personen wurden 
unabhängig voneinander in der Türkei wegen Rauschgiftver- 
gehens verhaftet. Zwei befinden sich derzeit noch in Straf- 
anstalten, einer wurde nach U/ 2 - jähriger Haftzeit im Mai 1974 
entlassen. 

Für einen Fall hat der überörtliche Sozialhilfeträger in Berlin 
für die Zeit vom 1. November 1971 bis 31. Dezember 1973 ins- 
gesamt 3977 DM Sozialhilfe gezahlt. Die Zahlungen dauern 
noch an. 

Die Sozialhilfeverwaltung des Bezirks Schwaben zahlte für 
ihren Fall bis zum 31. Dezember 1973 insgesamt 4494 DM. Auch 
hier dauern die Zahlungen noch an. 

Die Sozialhilfeverwaltung des Bezirks Oberpfalz zahlte für 
einen Fall vom 1. Januar 1973 bis 3. Juni 1974 insgesamt 1309 
DM. Von der Mutter des inzwischen entlassenen Betreuten wur- 
den davon bisher 499 DM zurückerstattet. 

Diese Zahlen belegen, daß es sich insgesamt um ein Randpro- 
blem handelt, dem weder von seiner Größenordnung her, noch 
kostenmäßig große Bedeutung zukommt, gemessen an der Situa- 
tion, die durch den Fortbestand eines „stabilen harten Kerns" 
drogengefährdeter oder -abhängiger junger Menschen in der 
Bundesrepublik besteht. 

Deutschen Staatsbürgern, die wegen Drogenmißbrauchs oder 
-handeis im Ausland in Schwierigkeiteen geraten sind, werden 
grundsätzlich dieselben konsularischen Hilfen gewährt wie allen 
anderen Deutschen auch, die sich um Hilfe an die Auslandsver- 
tretungen wenden. Dazu gehört konsularischer Rechtsschutz, 
Beratung und Betreuung sowie materielle Hilfe einschließlich 
etwaiger Rückführungshilfe. 

Die speziell aufgewendeten Kosten, soweit diese zu ermitteln 
waren, wurden oben bereits genannt. Welcher Anteil der Ge- 
samtaufwendungen für die Auslandsvertretungen auf die Bera- 
tung und Betreuung der angesprochenen Personengruppe ent- 
fällt, läßt sich wegen des geringen Umfangs dieses Teilproblems 
nicht abschätzen. 
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4. In welcher Weise sind die deutschen diplomatischen Vertretun- 
gen entlang der „Rauschgiftstraße" für die Betreuung dieser 
deutschen Staatsbürger personell und materiell ausgestattet? 

Die personelle Ausstattung der deutschen Auslandsvertretun- 
gen entspricht grundsätzlich nur den unbedingten Erfordernis- 
sen. Dies gilt auch für die von Ort zu Ort sehr unterschiedliche 
Aufgabenstellung im konsularischen Bereich. Dementsprechend 
ist die Betreuung einer begrenzten Zahl drogengefährdeter und 
-kranker junger Deutscher möglich. Diese Betreuung muß sich 
in der Regel auf die Vermittlung fachkundiger ärztlicher Hilfe, 
auf Rechtsbeistand oder auf die Heimschaffung beschränken. 
Für eine intensivere Betreuung in zahlenmäßig größerem Um- 
fang sind die Auslandsvertretungen weder personell noch mate- 
riell ausgestattet. Probleme haben sich nach Aussagen der Aus- 
landsvertretungen daraus jedoch bislang nicht ergeben. 


5. Wie viele deutsche Einrichtungen der Drogenberatung und 
-behandlung gibt es entlang der „Rauschgiftstraße?" Wie viele 
deutsche Ärzte, Psychologen, Therapeuten und Sozialarbeiter 
sind in diesen Einrichtungen tätig? In welchem Umfang werden 
diese Einrichtungen durch die Bundesregierung unterstützt? 

Spezielle deutsche Einrichtungen zur Drogenberatung und 
-behandlung gibt es in den mit der Anfrage angesprochenen 
Ländern nicht. Ein Bedarf ist weder durch Einzelinitiativen noch 
durch die Bemühungen der Fachverbände ersichtlich oder an- 
gemeldet worden. Das Anerbieten der Drogenberatungsstelle 
der Stadt Bonn an die deutschen Auslandsvertretungen in den 
betreffenden Staaten hat in der Zeit zwischen November 1973 
und September 1974 lediglich vier Fälle von Hilfeersuchen ge- 
bracht, obwohl nicht nur die Auslandsvertretungen in der Tür- 
kei, Afghanistan, Indien und Nepal, sondern zusätzlich auch die 
im Iran und in Pakistan angeschrieben worden sind. Das Rund- 
schreiben der Drogenberatungsstelle Bonn wurde auch an Geist- 
liche beider Konfessionen verschickt, die den Initiatoren in den 
betreffenden Ländern bekannt waren. Das Auswärtige Amt hat 
aufgrund der Rückfrage einer Auslandsvertretung seinerseits 
im Mai 1974 empfohlen, in geeigneten Fällen Jugendliche auf 
diese Hilfsmöglichkeiten hinzuweisen. Die Tatsache, daß den- 
noch lediglich vier Personen davon Gebrauch gemacht haben, 
deutet die Größenordnung an, die für dieses Teilproblem an- 
genommen werden muß. 

Soweit ermittelt werden konnte, ist nur die „United Mission to 
Nepal" in der angesprochenen Form tätig, eine Organisation, 
die in Kathmandu ein Heim unterhält, in dem frühere Drogen- 
abhängige mit unkonventionellen Mitteln versuchen, auf Dro- 
genabhängige einzuwirken. 

Es wäre naheliegend, daß Länder, die im gleichen Umfang wie 
die Bundesrepublik von diesem Teilproblem betroffen sind, wie 
etwa Schweden und Dänemark, ein Interesse daran geäußert 
hätten, gemeinsame Einrichtungen zur Drogenberatung und 
-behandlung anzuregen, wenn dafür tatsächlich ein Bedarf ge- 
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geben wäre. Mit diesen Ländern hat in der Frage der Drogen- 
beratung und -behandlung im Rahmen der Technischen Kom- 
mission „Gesundheit"' der bestehenden Zusammenarbeit der 
EG-Mitgliedstaaten zur Bekämpfung des Rauschmittelmiß- 
brauchs ein Meinungsaustausch stattgefunden. Auch dort ist 
dieser Aspekt nicht einmal als Teilproblem herausgestellt 
worden. 


6. Wie viele deutsche Staatsbürger befinden sich wegen Rausch- 
mittel- oder damit zusammenhängender Delikte in den Ländern 
entlang der „Rauschgiftstraße" in Untersuchungshaft oder im 
Strafvollzug? Zu welchen Durchschnittsstrafen wurden die Straf- 
gefangenen verurteilt? In welchem Alter befinden sie sich? 

Nach Angaben des Bundeskriminalamtes sind aufgrund von 
Mitteilungen des internationalen kriminalpolizeilichen Melde- 
dienstes in der Zeit vom 1. Januar 1972 bis 30. Juni 1974, also 
innerhalb von 2 V 2 Jahren, in den angesprochenen Ländern ins- 
gesamt nur 29 Festnahmen deutscher Staatsangehöriger wegen 
Rauschgiftdelikten bekanntgeworden. Davon befinden sich 20 in 
Untersuchungshaft und neun verbüßen eine Haftstrafe. Die tat- 
sächliche Anzahl der festgenommenen deutschen Rauschgifttäter 
dürfte nach Auffassung des Bundeskriminal amtes jedoch höher 
liegen, da die Meldungen aus diesen Staaten erfahrungsgemäß 
ungenügend sind. 

Entsprechend der unterschiedlichen Gesetzgebung in den ange- 
sprochenen Ländern ist auch das Strafmaß für Rauschgiftdelikte 
verschieden. In der Türkei verbüßt ein Deutscher eine Haft- 
strafe von 30 Jahren, ein anderer von 200 Monaten; in Indien 
beträgt die Strafe im allgemeinen nur wenige Tage Freiheits- 
entzug, so daß den deutschen Vertretungen nicht alle Fälle be- 
kanntw erden; nach iranischer Gerichtspraxis wird für den Be- 
sitz von 2 kg Haschich eine Haftstrafe von zwei Jahren zu- 
züglich Geldstrafe verhängt; in Nepal besteht die Strafe in der 
Abschiebung über die Grenze, in schweren Fällen in einem kur- 
zen Freiheitsentzug, Minderjährige bleiben zumeist straffrei. 


Aus den Angaben des Bundeskriminalamtes ergibt sich fol- 
gende Übersicht: 



Zahl der Durch- 

gemeldeten schnittsalter 
Festnahmen 

Zahl der 
Ver- 
urteilungen 

Durch- 

schnittliche 

Strafe 

Türkei 

9 

25,3 

4 

15 Jahre 

Iran 

2 

28 

? 

? 

Afghanistan 

1 

27 

i 

2 Jahre 

Indien 

17 

24,3 

4 

6 Tage 


7, Was tut die Bundesregierung, um diese Gefangenen während 
ihrer Haftzeit, die in diesen Ländern unter anderen Bedingungen 
als in Deutschland verläuft, vor Gesundheitsschäden zu bewah- 
ren? Was tut die Bundesregierung, um die Ausreise dieser 
Gefangenen in die Bundesrepublik Deutschland zu erreichen? 

Die deutschen Auslandsvertretungen bemühen sich um jeden 
ihnen bekanntgewordenen Einzelfall. In der Regel wird ver- 
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sucht, zunächst die Angehörigen der Inhaftierten zu veranlas- 
sen, eine Kaution zu stellen, um dadurch deren Freilassung zu 
erwirken. Es wird versucht, bei den zuständigen Stellen des 
Gastlandes die Umwandlung verhängter Haftstrafen in Geld- 
strafen zu erreichen. Für die Fälle, in denen dies nicht gelingt, 
können Hafterleichterungen durch Hilfe zum Lebensunterhalt, 
insbesondere zur Ernährungsaufbesserung, zur Bereitstellung 
von Medikamenten und dergleichen gewährt werden. Wie be- 
reits erwähnt, werden diese Hilfen bei Haftstrafen bis zu zwei 
Monaten nach dem Konsulargesetz, bei längerer Haft nach dem 
Bundessozialhilfegesetz, gewährt. Die Auslandsvertretungen 
beraten bei der Wahl geeigneter Strafverteidiger im Gastland, 
geben den Eltern Ratschläge für eventuelle persönliche Hilfen 
und halten Kontakt zu den Inhaftierten während der Unter- 
suchungs- und Strafhaft. 

In Einzelfällen sind auch Hilfen über den Gesamtverband für 
Suchtkrankenhilfe, den Deutschen Caritasverband, die Deutsche 
Hauptstelle gegen die Suchtgefahren und durch den Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit vermittelt worden. 


8. Welche Initiativen hat die Bundesregierung in der Europäischen 
Gemeinschaft und im Europarat ergriffen, um zu einem abge- 
stimmten Verhalten der europäischen Staaten in den Ländern 
der „Rauschgiftstraße" bei der Behandlung der Rauschmittel- 
und Drogenprobleme zu kommen? 

Auf die Antworten der Großen Anfrage der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion vom 21. Februar 1973 in Textziffer 6 zur Frage 1, 
Bundestagsdrucksache 7/620 vom 24. Mai 1973 und auf die 
Kleine Anfrage, Bundestagsdrucksache VI/3174 vom 21. Februar 
1972, wird verwiesen. 

Spezielle Initiativen bei der Europäischen Gemeinschaft und 
beim Europarat hat die Bundesregierung nicht ergriffen, weil 
beide Institutionen seit längerem eigene Planungen entwickelt 
haben. Die Bundesregierung ist seit dem Jahre 1971 bemüht, 
gemeinsam mit den Ländern der Europäischen Gemeinschaft ab- 
gestimmte Maßnahmen zur Eindämmung des Drogenmißbrauchs 
zu entwickeln. Diese umfassende, auf eine französische Initia- 
tive zurückgehende Zusammenarbeit vollzieht sich in vier Tech- 
nischen Kommissionen, zu denen je eine gehört, die sich mit der 
Harmonisierung gesetzlicher Vorschriften und mit repressiven 
Maßnahmen befaßt. Inwieweit sich daraus ein Einfluß auf die 
hier angesprochenen Länder ergibt, ist derzeit nicht abzusehen. 

Die Ministerbeauftragten beim Europarat haben im Juli 1973 die 
Einsetzung eines ad hoc-Koinitees beschlossen, das die mög- 
liche Rolle des Europarates bei der Bekämpfung des Betäu- 
bungsmittelmißbrauchs definieren soll. Bislang wurde diese 
Grundabsicht nicht weiter konkretisiert, weil der Europarat 
seinerseits die Ergebnisse der europäischen Zusammenarbeit 
(Pompidou-Initiative) und die eventuelle Übertragung dieser 
Aufgaben auf den Rat abwarten will. 
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Die EG-Kommission hat als Beobachter an allen Sitzungen der 
Kommission innerhalb der Europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs teilgenommen. Derzeit steht die Entscheidung an, ob die 
Kommission in der Lage ist, die Aufgaben dieser Gemeinschafts- 
initiative zu übernehmen und in vollem Umfange weiter- 
zuführen. 

Es wird eine der nächsten Aufgaben im Rahmen der Europä- 
ischen Gemeinschaftsinitiative sein, die durch die begrenzte 
Freigabe des Mohnanbaues in der Türkei und deren gleichzei- 
tige Aufforderung an Drittstaaten, sich an der innerstaatlichen 
Kontrolle des Anbaues materiell und finanziell sowie durch 
Sachvorschläge zu beteiligen, entstandene Situation abzuklären. 
Inwieweit dabei auch ein abgestimmtes Verhalten gegenüber 
den Staaten erreicht werden kann, die mit der Anfrage beson- 
ders angesprochen worden sind, bleibt abzuwarten. 



